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ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

Bebauungsplan Nr. 7/16 (675) Wohnbebauung Steltenbergstraße 
Verfahren nach § 13a BauGB 
hier:  
a) Beschluss zur Einleitung des Verfahrens gemäß § 2 Abs. 1 

Baugesetzbuch (BauGB)   i. V. m. § 13a BauGB. 
b) Beschluss über den Verzicht auf frühzeitige Bürgerbeteiligung 

nach § 3 Abs. 1 BauGB und über den Verzicht der frühzeitigen 
Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB. 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden 
Kartenausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 22.09.2016 folgenden 
Beschluss gefasst: 
Zu a) 
Der Rat der Stadt Hagen beschließt die Einleitung des Bebauungsplans 
Nr. 7/16 (675) Wohnbebauung Steltenbergstraße – Verfahren nach § 
13a BauGB gemäß § 2 Abs. 1 BauGB  i. V. m. § 13a BauGB in der 
zuletzt gültigen Fassung. 
Zu b) 
Der Rat der Stadt Hagen beschließt gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB 
von der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
und von der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
abzusehen. 
 

Geltungsbereich: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 7/16 Wohnbebauung 
Steltenbergstraße liegt in der Gemarkung Hohenlimburg, im 
gleichnamigen Stadtbezirk, zwischen der Steltenbergstraße sowie der 
Letmather Straße und grenzt westlich an die bestehende 
Wohnbebauung. Das Plangebiet liegt in Flur 7 und umfasst die 
Flurstücke 764, 762, 776, 786, 779, 789, 780, zum Teil 792, 795, 403, 
110, 109, 108, 107, 106, 404, 468, 475, 578, 479, 503. 
In dem im Sitzungssaal ausgehängten Lageplan ist der beschriebene 
Geltungsbereich eindeutig dargestellt. Dieser Lageplan, im Maßstab 
1:500, ist Bestandteil des Beschlusses. 
 

Nächster Verfahrensschritt: 
Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplans soll im 2. Quartal des 
Jahres 2017 durchgeführt werden. 
 

– Vorstehender  Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hinweis: 
Gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 Baugesetzbuch wird der 
Bebauungsplan Nr. 7/16 (675) Wohnbebauung Steltenbergstraße in 
diesem beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.  

Die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung erfolgen 
beim Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, 
Historisches Rathaus, Bauteil D, Flurbereich 1. Obergeschoss, 
Rathausstraße 11, 58095 Hagen während der Dienststunden. 
Weitergehende Informationen erhalten Sie im Zimmer D105a oder 
vertretungsweise im Zimmer D108. 
Der Öffentlichkeit wird hierzu die Möglichkeit der Unterrichtung vom 
24.10.2016 bis zum 04.11.2016 gegeben. 
 

Hagen, 04.10.2016 Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

■ 
 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG                                      
der Stadt Hagen 

 

Bebauungsplan Nr. 6/16 (674) Wohnbebauung Brandenburger 
Straße – Verfahren nach § 13 a BauGB 
hier:  
a) Beschluss zur Einleitung des Verfahrens gemäß § 2 Abs. 1 

Baugesetzbuch (BauGB) i. V. m. § 13a BauGB. 
b) Beschluss über den Verzicht der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 

nach § 3 Abs. 1 BauGB und über den Verzicht der frühzeitigen 
Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB. 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden 
Kartenausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 22.09.2016 folgenden 
Beschluss gefasst: 
Zu a) 
Der Rat der Stadt Hagen beschließt die Einleitung des Bebauungsplans 
Nr. 6/16 (674) Wohnbebauung Brandenburger Straße - Verfahren nach 
§ 13a BauGB gemäß § 2 Abs. 1 BauGB  i. V. m. § 13a BauGB in der 
zuletzt gültigen Fassung.  
Zu b) 
Der Rat der Stadt Hagen beschließt gemäß § 13a Abs. 2 Nr.1 BauGB 
von der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
und von der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
abzusehen.   

Geltungsbereich: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 6/16 Wohnbebauung 
Brandenburger Straße liegt in Vorhalle, im Stadtbezirk Nord, an der 
Kreuzung Brandenburger Straße / Vossacker und nördlich der 
Hauptschule Vorhalle. Das Plangebiet liegt in Flur 3 und umfasst das 
Flurstück 535 sowie teilweise das Flurstück 790. 
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In dem im Sitzungssaal ausgehängten Lageplan ist der beschriebene 
Geltungsbereich eindeutig dargestellt. Dieser Lageplan, im Maßstab 
1:500, ist Bestandteil des Beschlusses.  
 

Nächster Verfahrensschritt:  
Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes soll im 1. Quartal des 
Jahres 2017 durchgeführt werden. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hinweis: 
Gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 Baugesetzbuch wird der 
Bebauungsplan Nr. 6/16 (674) Wohnbebauung Brandenburger Straße 
in diesem beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.  
Die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung erfolgen 
beim Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, 
Historisches Rathaus, Bauteil D, Flurbereich 1. Obergeschoss, 
Rathausstraße 11, 58095 Hagen während der Dienststunden. 
Weitergehende Informationen erhalten Sie im Zimmer D105a oder 
vertretungsweise im Zimmer D108. 
Der Öffentlichkeit wird hierzu die Möglichkeit der Unterrichtung vom 
24.10.2016 bis zum 04.11.2016 gegeben. 
 

Hagen, 04.10.2016 Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

■ 
 
 

 

Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

 
 Geschäftszeichen:  64.21.3.4-2015-3       Dortmund, den 04.10.2016  

 
B E K A N N T M A C H U N G 

 
Planfeststellungsverfahren für den Neubau der 380-kV-Höchst-
spannungsfreileitung Kruckel – Dauersberg, Bl. 4319, Abschnitt 
Kruckel – Garenfeld, EnLAG - Vorhaben Nr. 19 
 
1. Planänderung (Deckblatt 1) für kleinräumige Änderungen des 
Trassenverlaufs in Folge des Wegfalls zweier Masten (29 und 36) 
und der Änderung einiger Maststandorte (27 bis 40) und der 
Mastart 
 
Der bereits vom 28. Juli 2015 bis zum 27. August 2015 in den Städten 
Dortmund, Witten, Herdecke und Hagen ausgelegte Plan für den 
Neubau der 380-kV-Höchstspannungsfreileitung zwischen der 
Umspannanlage (UA) Kruckel in Dortmund und der UA Garenfeld in 
Hagen, Bl 4319 der Amprion GmbH wird geändert. 
 
Für das Vorhaben besteht die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 3a und 3b des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).  
 
Die Änderungen betreffen Grundstücke in der Stadt Hagen, 
Gemarkungen Boele und Garenfeld. 
 
Da durch die 1. Planänderung der Kreis der Betroffenen nicht 
einzugrenzen ist, werden die Planunterlagen der 1. Planänderung 
gemäß § 73 Abs. 8 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW) 
der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme zur Verfügung gestellt. Die 

Bezirksregierung Arnsberg wird darüber hinaus die von der 1. 
Planänderung unmittelbar Betroffenen zusätzlich anschreiben und 
informieren. 
 
Die Unterlagen zur 1. Planänderung liegen in der Zeit 

vom 18. Oktober 2016 bis zum 31. Oktober 2016 (einschließlich) 

zur allgemeinen Einsichtnahme aus, und zwar bei der 
 

Stadt Hagen, Fachbereich 
Stadtentwicklung, -planung 
und Bauordnung 
Rathausstr. 11,  
58095 Hagen 
Gebäude D, Zimmer 208a 

Öffnungszeiten  
Mo, Di, Mi, Do   08:30 – 15:45 Uhr 
Fr                       08:30 – 12:30 Uhr 
Terminabsprachen außerhalb der 
Öffnungszeiten unter der 
Telefonnummer 02331/207-3770 

 
1. Jeder kann von Beginn bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der 

Auslegungsfrist, das ist bis zum 
 

14. November 2016, 
 

- bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und 
Energie  in NRW, Dezernat 64, Goebenstr. 25, 44135 Dortmund  

    oder 
- bei der Stadt Hagen, Rathausstr. 11, 58095 Hagen 

 
Einwendungen gegen die 1. Planänderung schriftlich oder zur 
Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den geltend gemachten 
Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen.  
 
Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 
Satz 3 VwVfG NRW).  
Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen, die auf 
Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen den 
Planfeststellungsbeschluss einzulegen, sind nach Ablauf dieser Frist 
ebenfalls ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4 Sätze 5 und 6 VwVfG NRW). 
 
Der Einwendungsausschluss beschränkt sich bei Einwendungen und 
Stellungnahmen, die sich auf Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG 
beziehen, nur auf dieses Verwaltungsverfahren. 
 
Eine Einwendung kann ggf. nicht bearbeitet werden, wenn Vor- und 
Zuname sowie Adresse nicht lesbar sind. Darüber hinaus muss die 
Einwendung eigenhändig unterschrieben sein. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftenlisten unterzeichnet wurden, ist auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen und 
Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu benennen. 
Gleiches gilt für Einwendungen die in vervielfältigter Form mit 
gleichlautendem Text eingereicht werden (gleichförmige Eingabe). 
Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 
 

2. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden zusammen mit den 
bereits erhobenen Einwendungen zum vorliegenden Planvorhaben in 
einem Termin erörtert, der noch öffentlich bekannt gemacht wird. Die 
Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die 
Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, 
die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei 
Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit 
Abschluss des Erörterungstermins beendet. Der Erörterungstermin 
ist nicht öffentlich. 
 

3. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Ein-
wendungen und Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin 
oder durch Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht 
erstattet. 
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4. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfest-

stellung dem Grunde nach zu entscheiden sind, werden nicht in dem 
Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungs-
verfahren behandelt. 

 
5. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungs-

verfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die 
Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die 
Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben 
haben, wird durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. (§ 74 Abs. 5 
VwVfG NRW) 

 
6. Vom Beginn der Auslegung des Planes und der 1. Planänderung tritt 

die Veränderungssperre nach § 44a Abs. 1 und 2 EnWG in Kraft. 
Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der Vorhabenträgerin ein 
Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 
EnWG). 

 
7. Da das Leitungsbauvorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hin-

gewiesen, dass 
- die für das Verfahren und für die Entscheidung über die 

Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde die 
Bezirksregierung Arnsberg ist, 

- über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungs- 
beschluss   entschieden werden wird, 

- die ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 Abs. 3 UVPG     
notwendigen Angaben enthalten und 

- die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die 
Einbeziehung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des 
Vorhabens gemäß § 9 UVPG ist. 

 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen 
der Planänderung werden auch über folgende Internetseite der 
Bezirksregierung Arnsberg für die Dauer der Auslegung öffentlich 
zugänglich gemacht: 
http://www.bezreg-
arnsberg.nrw.de/themen/g/genehmigung_hochspannungsfreileitungen 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Inhalt der zur Einsicht 
ausgelegten Unterlagen maßgeblich ist und die Bekanntgabe der 
Unterlagen im Internet zusätzlich erfolgt (§ 27a Abs. 1 VwVfG NRW). 
 
Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 
Im Auftrag 
gez. Isermann 
 

■ 
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